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hier: Schutz vor Flugl&rm

Mainz, 07. April 2010
gez. Reichel

Wolfgang Reichel
Beigeordneter

Beschlussvorschlag:

Der Ortsbeirat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis und erklart den Antrag
0263/2010 fUr erledigt.

Stellungnahme:

Es wurde von den GrUnen ein Antrag zur Stadtratssitzung am 10. Februar 2010, Vorla-
ge Nr. 279/2010, ,Schutz vor Gesundheitsgefahren durch Fluglédrm* gestellt. In diesem
Antrag wird, wie in dem vorliegenden Antrag Vorlage Nr. 0263/2010 der Ortsbeirats-
fraktion der Grunen Mainz-Drais, auf die Studie von Prof. Dr. Greiser verwiesen und
eine vergleichbare Studie fUr das Rhein-Main-Gebiet und die Stadt Mainz gefordert.

Inzwischen wurde auch von Prof. Greiser ermittelt, dass eine eigene Studie speziell fur
das Rhein-Main-Gebiet erforderlich ist, um das zusatzliche, durch Flugldrm hervorge-
rufene Gesundheitsrisiko der Rhein-Main-Bevolkerung darstellen zu kdnnen. Eine sol-
che Grundlagenarbeit kann nicht von einzelnen Kommunen oder von der ZRM finan-
ziert werden (ca. 520.000,-- €). In der Sitzung der Kommunalen Arbeitsgemeinschaft
Flughafen Frankfurt/Main (KAG Flughafen), der die Stadt Mainz angehort, wurde am




10.03.2010 eine Resolution verabschiedet, in der die hessische Landesregierung auf-
gefordert wird, eine solche Gesundheitsstudie zu beauftragen.

FUr den Fall, dass die hessische Landesregierung diesem Aufruf wissenschaftlich zu
klGren, wie schadlich Fluglarm insbesondere in den Nachstunden fur die Bevdlkerung
tatsGchlich ist, nicht nachkommt, soll ein tfragbares Finanzierungsmodell unter Beteili-
gung von Kommunen gefunden werden. Die Stadt Mainz unterstUtzt diese Vorge-
hensweise.

Vorbehaltlich einer Nichtbeauftragung durch das Land Hessen, ist die Stadt Mainz
grundsatzlich bereit, eine Gesundheitsstudie Rhein-Main finanziell zu unterstUtzen.

Der radumliche Studienumfang soll das ganze Rhein-Main-Gebiet beinhalten, darunter
auch das gesamte Mainzer Stadtgebiet.

Seite 2 von 2



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

